Beitrags- und Geblhrensatzung
zur Wasserabgabesatzung
der Gemeinde Sachsenkam (BGS-WAS)
vom 29.09.2017

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlalt die Gemeinde Sachsen-
kam folgende Beitrags- und Gebihrensatzung zur Wasserabgabesatzung:

§ 1 Beitragserhebung

Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwandes fir die Herstellung der Wasserversor-
gungseinrichtung einen Beitrag, soweit der Aufwand nicht einer Erstattungsregelung nach
Art. 9 KAG unterliegt.

§ 2 Beitragstatbestand

Der Beitrag wird fur bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare
Grundstiicke erhoben, wenn fir sie nach 8 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die Wasser-
versorgungseinrichtung besteht. Ein Beitrag wird auch fir Grundstlicke erhoben, die an die
Wasserversorgungseinrichtung tatsachlich angeschlossen sind oder die auf Grund einer Son-
dervereinbarung nach § 8 WAS an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen werden.

8§ 3 Entstehen der Beitragsschuld
(1) Die Beitragsschuld entsteht im Fall des

1. 8 2 Satz 1, sobald das Grundstiick an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen
werden kann,

2. 8§ 2 Satz 2 1. Alternative, sobald das Grundstiick an die Wasserversorgungseinrichtung
angeschlossen ist,

3. §2 Satz 2 2. Alternative, mit Abschluf? der Sondervereinbarung.

Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem In-Kraft-Treten dieser Satzung liegt, entsteht
die Beitragsschuld erst mit In-Kraft-Treten dieser Satzung.

(2) Wenn eine Veranderung der Flache, der Bebauung oder der Nutzung des Grundstiicks
vorgenommen wird, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit
dem AbschluR dieser Mal3nahme.

§ 4 Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentlimer des
Grundstiicks oder Erbbauberechtigter ist.



§ 5 BeitragsmaRstab

(1) Der Beitrag wird nach der Grundsticksflache und der Geschossflache der vorhandenen
Gebdude berechnet. Die beitragspflichtige Grundstlcksflache wird bei Grundstiicken in un-
beplanten Gebieten von mindestens 1.500 m2 Flache (Ubergrof3e Grundstiicke)

- bei bebauten Grundstucken auf das Dreifache der beitragspflichtigen Geschol3flache, min-
destens jedoch 1.500 m?, - bei unbebauten Grundstiicken auf 1.500 m2 begrenzt.

(2) Die Geschossflache ist nach den Auenmalien der Gebaude in allen Geschossen zu ermit-
teln. Keller werden mit der vollen Flache herangezogen. Dachgeschosse werden nur herange-
zogen, soweit sie ausgebaut sind. Die Berechnung erfolgt wie nachstehend aufgefihrt: Voll
anzurechnen sind die Grundflachen von Rdumen und Raumteilen mit einer lichten Hohe von
mindestens 2 m. Zur Halfte anzurechnen sind die Grundflachen von Rdumen und Raumteilen
mit einer lichten H6he von mindestens 1 m und weniger als 2 m. Nicht anzurechnen sind die
Grundflachen von Rdumen oder Raumteilen mit einer lichten Héhe von weniger als 1 m. Ge-
b&ude oder selbstandige Gebaudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach
Anschluss an die Wasserversorgung auslosen oder die an die Wasserversorgung nicht ange-
schlossen werden diirfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht fir Gebdude oder Ge-
béudeteile, die tatsachlich angeschlossen sind. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben auRer
Ansatz, wenn und soweit sie tber die Gebaudefluchtlinie hinausragen.

(3) Bei Grundstticken, fur die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulassig ist, wird als
Geschossflache ein Viertel der Grundstiicksflache in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn
auf einem Grundstlck die zulassige Bebauung im Verhéltnis zur gewerblichen Nutzung nur
untergeordnete Bedeutung hat.

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstiicken ist ein Viertel der Grundstiicksflache als Ge-
schossflache anzusetzen.

(5) Wird ein Grundstick vergroRert und wurden fur diese Flachen noch keine Beitrage geleis-
tet, so entsteht die Beitragspflicht auch hierfur. Gleiches gilt im Falle der Geschossflachen-
vergroRerung flr die zusatzlich geschaffenen Geschossflachen, sowie im Falle des Absatzes 1
Satz 2 fir die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende Grundstiicksflache. Gleiches gilt
auch fur alle sonstigen Verénderungen, die nach Absatz 2 firr die Beitragsbemessung von
Bedeutung sind.

(6) Wird ein unbebautes Grundstiick, fur das ein Beitrag nach Absatz 3 oder Absatz 4 festge-
setzt worden ist, spater bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug der nach Absatz 3 oder 4 be-
ricksichtigten Geschossflachen und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grundstucksflachen
neu berechnet. Dieser Betrag ist nachzuentrichten. Ergibt die Gegeniberstellung ein Weniger
an Geschossflachen, so ist fur die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz
abzustellen, nach dem der urspriingliche Beitrag entrichtet wurde.



§ 6 Beitragssatz

(1) Der Beitrag betréagt

a) pro m2 Grundstucksflache 1,26 Euro
b) pro m2 Geschossflache 5,37 Euro
§ 7 Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fallig.

§ 7 a Abldsung des Beitrags

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgeldst werden. Der AblGsungsbet-
rag richtet sich nach der voraussichtlichen Hohe des Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Abl6-
sung besteht nicht.

8 8 Erstattung der Kosten fur Grundsticksanschlisse

(1) Der Aufwand fir die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veranderung
und Beseitigung sowie flr die Unterhaltung der Grundstiicksanschlisse i. S. des 8§ 3 WAS st
mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im 6ffentlichen Stral3engrund liegenden Teile der
Grundstucksanschlisse entféllt, in der jeweils tatséchlich entstandenen Hohe zu erstatten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit AbschluR der jeweiligen MalRnahme. Schuldner ist,
wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentiimer des Grundstiicks oder
Erbbauberechtigter ist. Mehrere Schuldner sind Gesamtschuldner. Der Erstattungsanspruch
wird einen Monat nach Bekanntgabe des Erstattungsbescheids fallig.

(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgeltst werden. Der Abldsungsbet-
rag richtet sich nach der voraussichtlichen Hohe des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsans-
pruch auf Abldsung besteht nicht.
§ 9 Geblihrenerhebung
Die Gemeinde erhebt fur die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung Grund- und Ver-
brauchsgebihren.
§ 9 a Grundgebiihr
(1) Die Grundgebuhr wird nach dem Dauerdurchfluss (Qs) oder nach dem Nenndurchfluss

(Qn) der verwendeten Wasserzahler berechnet. Befinden sich auf einem Grundstuck nicht nur
voribergehend mehrere Wasseranschliisse, so wird die Grundgebuhr nach der Summe des



Nenndurchflusses der einzelnen Wasserzahler berechnet. Soweit Wasserzahler nicht einge-
baut sind, wird der Nenndurchfluss geschatzt, der notig wére, um die mogliche Wasserent-
nahme messen zu konnen.

(2) Die Grundgebdihr betragt bei der Verwendung von Wasserzéhlern mit Dauerdurchfluss

bis 4 m3/h 24,00 Euro/Jahr
bis 10 m3/h 30,00 Euro/Jahr
bis 16 m3/h 36,00 Euro/Jahr
tber 16 m3/h 60,00 Euro/Jahr

(3) Die Grundgebdihr betragt bei der Verwendung von Wasserzéhlern mit Nenndurchfluss

bis 2,5 m3/h 24,00 Euro/Jahr
bis 6 md/h 30,00 Euro/Jahr
bis 16 m3/h 36,00 Euro/Jahr
uber 16 m3/h 60,00 Euro/Jahr

§ 10 Verbrauchsgebihr

(1) Die Verbrauchsgebuhr wird nach der Menge des aus der Wasserversorgungseinrichtung
entnommenen Wassers berechnet.

(2) Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzahler festgehalten. Er ist durch die Gemeinde zu
schatzen, wenn

1. ein Wasserzahler nicht vorhanden ist, oder
2. der Zutritt zum Wasserzahler oder dessen Ablesung nicht ermdglicht wird, oder

3. sich konkrete Anhaltspunkte daftir ergeben, dass der Wasserzahler den wirklichen Was-
serverbrauch nicht angibt.

(3) Die Gebuhr betragt 1,25 Euro pro Kubikmeter entnommenen Wassers.
(4) Wird fiir ein Grundstiick Wasser ohne Messung durch einen Wasserzahler abgegeben
(Bauwasserzéhler), so berechnet sich die Gebthr nach der beitragspflichtigen Geschossflache.
Die Gebuhr betragt 0,15 € pro Quadratmeter Geschossfléche.

§ 11 Entstehen der Gebuhrenschuld
(1) Die Verbrauchsgebuhrenschuld entsteht mit dem Verbrauch.
(2) Die Grundgebuhrenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der be-
triebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt; die Gemeinde teilt dem Gebuhrenschuldner

diesen Tag schriftlich mit. Im Gbrigen entsteht die Gebuhrenschuld mit dem Beginn eines
jeden Tages in Hohe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebuhrenschuld.



§ 12 Gebihrenschuldner

(1)Gebihrenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebuhrenschuld Eigentimer
des Grundstticks oder &hnlich zur Nutzung des Grundstiicks dinglich berechtigt ist.

(2) Gebuhrenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstiick befindlichen Betriebes.

(3) Mehrere Gebuhrenschuldner sind Gesamtschuldner; dies gilt auch soweit Wohnungsei-
gentimer gemeinsam haften.

(4) Die Gebuhrenschuld gem. 8§ 9 ff ruht auf dem Grundstiick bzw. dem Erbbaurecht als
oOffentliche Last (Art. 8 Abs. 8i.V. m. Art. 5 Abs. 7 KAG.

8§ 13 Abrechnung, Falligkeit, Vorauszahlung

(1) Der Verbrauch wird jahrlich abgerechnet. Die Grund- und Verbrauchsgebihr wird einen
Monat nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheides fallig.

(2) Auf die Gebihrenschuld sind zum 15.02., 15.05. und 15.08. jeden Jahres Vorauszahlun-
gen in Hohe eines Viertels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche
Vorjahresabrechnung, so setzt die Gemeinde die Hohe der VVorauszahlungen unter Schatzung
des Jahresgesamtverbrauches fest.
§ 14 Mehrwertsteuer
Zu den Beitragen, Kostenerstattungsansprichen und Gebihren wird die Mehrwertsteuer in
der jeweils gesetzlichen Hohe erhoben.
8 15 Pflichten der Beitrags- und Gebuhrenschuldner
Die Beitrags- und Gebuhrenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde fir die Hohe der
Schuld malRgebliche Veranderungen unverziiglich zu melden und tber den Umfang dieser
Verdnderungen, auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen, Auskunft zu
erteilen.
§ 16 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01.10.2017 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 14.09.2015 auler Kraft.
Sachsenkam, den 29.09.2017

Schneil
1. Burgermeister



	(1) Der Beitrag beträgt

